
 
 

   
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
  
 
 
 
Offener Brief an die Bundesregierung –  
EU-Richtlinie zum Hinweisgeberschutz sinnvoll umsetzen  
 

5. August 2020 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Hinweisgeber*innen (Whistleblower) sind entscheidend für die Aufdeckung von Missständen 
und Korruption. Eine umfassende Gesetzgebung zum Schutz dieser Personen fehlt in Deutsch-
land jedoch nach wie vor. Laut einer Studie der Europäischen Union würde ein effektiver Hin-
weisgeberschutz die europäischen Steuerzahler*innen vor jährlichen Schäden an Gesellschaft, 
Umwelt und Wirtschaft von sechs bis zehn Milliarden Euro bewahren.  
 
Nun muss die Bundesrepublik bis Dezember 2021 die EU-Richtlinie 2019/1937 zum Schutz 
von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden in deutsches Recht umsetzen. 
Entscheidender Punkt dabei: der sachliche Anwendungsbereich – also die Frage, welche Mel-
dungen geschützt werden sollen.  
 
Wir fordern, die Chance zu nutzen und Hinweisgeber*innen umfassend und unter Einbezie-
hung nationalen Rechts zu schützen. Kohärenz, Klarheit und Rechtssicherheit sind sowohl für 
die Hinweisgeber*innen selbst als auch für Unternehmen, die öffentliche Verwaltung, Justiz und 
Presse nur bei einer vollumfänglichen Regelung gegeben. 
 
Rechtssicherheit schaffen 
 
Der Schutz von Hinweisgeber*innen wird mit der Richtlinie in Europa zur Norm. Die Europäi-
sche Union fordert die Mitgliedstaaten dazu auf, „auf nationaler Ebene für einen umfassenden 
und kohärenten Rahmen für den Hinweisgeberschutz zu sorgen“ (Erwägungsgrund 5 der Richt-
linie) und betont explizit die Möglichkeit, den Anwendungsbereich auszudehnen (Artikel 2 (2)).  
 
Daher reicht eine Schmalspurlösung in Form einer sogenannten „Eins-zu-eins-Umsetzung“, die 
nur Meldungen von Verstößen gegen bestimmtes EU-Recht schützt, nicht aus. Wenn deut-
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sches Recht außen vor bliebe, würde das den Sinn der EU-Richtlinie in sein Gegenteil verkeh-
ren. Viele Hinweisgeber*innen, etwa auch bei aktuellen Fällen während der Corona-Krise, wür-
den keinen Schutz genießen. 
 
Selbst Expert*innen fällt es schwer zu ermitteln, ob eine bestimmte Meldung unter die in der 
Richtlinie genannten EU-Rechtsakte oder unter nationales Recht fällt. Hinweisgeber*innen – oft 
ohne juristische Kenntnisse – können die Risiken einer rechtlichen Fehleinschätzung nicht auf-
gebürdet werden.  
 
Das von der sogenannten „Eins-zu-eins-Umsetzung“ ausgehende Signal würde potenzielle 
Hinweisgeber*innen daher verunsichern und abschrecken. Das Ziel der Richtlinie wäre verfehlt. 
 
Klarheit für Unternehmen 
 
Nicht nur Hinweisgeber*innen, sondern auch Unternehmen sähen sich bei einer Eins-zu-eins-
Umsetzung der Rechtsunsicherheit eines Flickenteppichs an Regelungen ausgesetzt. Die 
Etablierung von effektiven Hinweisgebersystemen und einer gelebten Kultur des Hinsehens 
kann Unternehmen vor immensen Finanz- und Reputationsschäden bewahren. Wenn Miss-
stände nicht aufgedeckt und Verstöße nicht sanktioniert werden, dann schadet dies einem fai-
ren Wettbewerb. Eine klare gesetzliche Regelung bringt Unternehmen bei den nun nötigen 
Neuerungen Planungssicherheit und stärkt die Effizienz und das Risikomanagement. 
 
Rechtsstaatliche Prinzipien beachten 
 
Eine umfassende gesetzliche Regelung ist mit Blick auf das im Gleichbehandlungsgrundsatz 
(Art. 3 GG) enthaltene Willkürverbot angebracht. Bei einer Eins-zu-eins-Umsetzung droht hin-
gegen eine Verletzung beider Aspekte. Zudem müssen Gesetze nach dem rechtsstaatlichen 
Gebot der Rechtssicherheit klar und bestimmt sein. Das heißt, Gesetze müssen für die Bür-
ger*innen verständlich und rechtliche Konsequenzen vorhersehbar sein. Bei einer Eins-zu-eins-
Umsetzung wäre dies gerade nicht gewährleistet. Die Hinweisgeber*innen selbst, Unterneh-
men, Strafverfolgungsbehörden, die Justiz sowie die Presse wären hiervon betroffen. Rechts-
streitigkeiten werden unnötig kompliziert und zu einer zusätzlichen Belastung für die Justiz.  
 
Lassen Sie uns die Chance der Richtlinie nutzen und den Schutz von couragierten Bürgerinnen 
und Bürgern stärken!  
 
 
Initiatoren 
 
Transparency International Deutschland e.V. 
Vorsitzender: Hartmut Bäumer 
Tel. +49 30 549898-0 
E-Mail: office@transparency.de 
 
Whistleblower-Netzwerk e.V. 
Vorsitzende: Annegret Falter 
Tel. +49 162 7393651 
E-Mail: info@whistleblower-net.de 
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Verteiler 
 
Staatssekretär des Bundesministeriums  
für Arbeit und Soziales 
Herrn Björn Böhning 
11017 Berlin 
 
Staatssekretärin des Bundesministeriums  
für Wirtschaft und Energie 
Frau Claudia Dörr-Voß 
10117 Berlin 
 
Staatssekretär des Bundesministeriums  
der Finanzen 
Herrn Dr. Jörg Kukies 
Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 
 
Staatssekretär des Bundesministeriums  
des Innern, für Bau und Heimat 
Herrn Dr. Markus Richter 
Alt-Moabit 140 
10557 Berlin 
 
Staatssekretärin des Bundesministeriums  
für Justiz und Verbraucherschutz 
Frau Dr. Margaretha Sudhof 
Mohrenstraße 37 
10117 Berlin 
 
Bundeskanzleramt 
Staatsminister bei der Bundeskanzlerin  
Herrn Hendrik Hoppenstedt 
10557 Berlin 
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